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An das 

BUNDESKANZLERAMT 

Ballhausplatz 2 
1014 Wi e n 

Kl. 2)2 DW 

Betr. : Änderung des Verwaltungs­
stratgesetzes 

Bezug: Ihr Schreiben vom 10. Dezember 1987, 
GZ 601.468/26-V/1/87 

24. Februar 1988 

Die geplante Gesetzesänderung sollte zum Anlaß ge­

nommen werden, die Rechtslage über die Verwaltungshilfe der 

Sozialversicherungsträger an Verwaltungsstrafbehörden zu 

regeln. 

Die Sozialversicherung.träger und der Hauptverband 

werden häutig von Verwaltungsstrafbehörden ersucht, Daten 

(z.B. Adresse, Versicherungszeiten, Dienstgeber) bekannt­

zugeben. Diese Daten werden von den Behörden zur Einleitung, 

DurChführung, aber auch zum Abschluß von Verwaltungsstraf­

verfahren (Zustellung von Bescheiden) benötigt. 

Es gibt für die entsprechenden Datenübermittlungen 

aber keine eindeutige Rechtsgrundlage. Dies aus folgenden 

Gründen: 

Gemäß § 81 ASVG dürfen die Mittel der Sozialversicherung 
I 

nur für die gesetzlich vorgeschriebenen oder zulässigen Zwecke 

verwendet werden. Rechtshilfe der Sozialversicherungsträger 

an VerwaltungsstraCbehörden ist we�der gesetzlich vorge­

schrieben, noch gesetzlich für zulässig erklärt. 
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Es gibt zu Gunsten der Verwaltungsatratbeb6rden keine 

konkreten Recbtsbilfebestimmungen, wie sie fUr Gerichte und 

andere Verwaltungsbebörden bestehen (vgl. § 26 Abs.1 der Stral­

prozeBordnung in der 'assung des Strafrechtsänderungs-

ges.etzes 19871 § 294a der Exekutionsordnung; § , Abs.5 Jugend­

wohlfabrtsgesetz; § 11a Gerichtliches Einbringungsgesetz) . 

Die Gesetzesstellen, die in den Auskunftsersuchen der 

Verwaltungsstrafbehörden in der Regel angeführt werden, sind 

als tormello Recbtsgrundlage für Verwaltungsbilte der Sozial­

versicherungsträger nicbt geeignetl 

Artikel 22 Bundes-Verfassungsgesetz: 

Art. 22 B-VG verpflichtet nur die Organe des Bundes, 

der Länder und der Gemeinden zur wechselseitigen Hilfeleistung 

(Amtshilfe) . Organe anderer Stellen, wie z. 8. der Sozialver­

sicherungsträger, des Hauptverbandes oder anderer Selbstver­

waltungsk6rper sind von dieser Bestimmung nicht umfaßtJ 

Art. 2' B-VG kann bestehende Kompetenzgrenzen nicht beseitigen 

(vgl. VfSlg 57�6). 

Art. 22 B-VG kann damit nich� als Rechtsgrundlage für 
...... 

AuskUnfte der Sozialversicherungsträger an�Verwaltungsstraf-

be,hörden herangezogen werden (Walter - ,Mayer, GrundriB des 

Österreicbiscben Bundesverfassungsrecbtes, ,. Aufl., S. 160) . 

§ ,60 ASVGI 

§ ,60 ASVG gehört zum 2. Unterabachnitt des Abschnitte. 

I des Siebenten Teiles des ASVG. Dieser Abschnitt regelt das 

Vertahren in Verwaltungs- und in Leistungssacben vor den So­

zialversicherungsträgern. § ,60 ASVG ist damit eine Verfahrens­

vorschritt, die den Vollzug des ASVG (und der anderen Sozial­

versicherungsgesetze) durch die.Sozialversicherungsträger, die 

zuständigen Verwaltungsbehörden (Landeshauptmlnner), Sozial­

ministerium und durch die zuständigen Gerichte (Arbeits- und 

Sozialgerichte) sicherstellen soll. Zs gibt im ASVG und in 

den anderen Sozialversicherungsgesetzen keine Bestimmung, die 

die SozialversicberungstrKger allgemein zu Rechtshilfe auch 

gegenüber anderen (auBerhalb der Sozialversicherung stehenden) 

Stellen verptlichten würde (vgl. Teschner - rUrböck, ASVG, 

42. Erg.Ltg., S. 1650 Oben) . 
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§ 360 ASVG betritft somit Verwaltungsstratbehörden 

nicht. Er kann nicht als Rechtsgrundlage tUr Auskünfte an 

diese Dienstatellen herangezogen werden. 

Dazu kommt noch, daß Mittel der Sozialversicheruns 

nach der wiederholt geäUßerten Rechtsansicht der Obersten 

Autsichtsbehörde der Sozialversicherung (Bundesministerium 

tUr Arbeit und Soziales) und nach dem eingangs zitierten 

§ 81 ASVG nur für "gesetzlich vorgeschriebene oder zulässige 

Zwecke" verwendet werden dürfen (siehe den Erlaß des Bundes­

ministeriums tür Arbeit und Soziales vom 5. Mai 1981, 

Zl. 26.498/6-5/87, abgedruckt in der 'aohzeitschritt "Soziale 

Sicherheit" 1987, S. 388). 

§ 7 Abs.2 dea Datenschutzgesetzes. 

Dia Tatsaohe, daß eine DatenUbermittlung nach dem 

Datenachutzgesetz (insbesondere nach des.en § 7) zuläa*tg 

wäre, kann das 'ehlen einer konkreten Rechtsgrundlage tUr 

die Datenübermittlung nicht ersetzen. § 1 des Datenschutz­

gesetses regelt nur die Voraus.etzungen, unter denen auto­

mationsUnterstützt verarbeitet. Daten aus datenschutzreohtlicher 

Sioht weitergegeben werden dUrfenl diese Bestimmung bildet .da­

mit den Rahmen innerhalb dessen Datenübermittlungen durch­

geführt werden kannen. § 7 DSG enhält keine Verpflichtung zur 

DatenUbermittlung • .  

§ 1 des Datenschutzgesetzesl 

Nach § 1 Aba.2 letztar Satz DSG muß der vertraulichen· 

Behandlung personenbezogener Daten der Vorrang gegeben werden; 

im Zweitel (und bei unsicheren Reohtsgrundlagen) dürten damit 

nach die.er �m Vertassunssrang atehenden Bestimmung keine 

Daten Ubermittelt werden. Angesiohts dieses Grundsatzes ist 

auch die analoge Anwendung anderer Rechtshilfebestimmungen 

aut das Verhältnis zwischen Verwaltungsstratbehörde und Sozial­

versiCherungsträger unzulässig_ 
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• • • 

Die unklare Rechtslage im Verhältnis Verwa ltungs straf­

verfahrensrGcht - Datenschutzrecht - Sozialversicherungsrecht 

beuirkt in der Praxis Unsicherheit . Es ist nicht zu bezweifeln, 

daß VerwaltungAstrnfbehcrden in ihr on Verfahren auch auf Rechts­

bilfe durch Sozialversicherungsträger oder den Hauptverband 

angewiesen sein könne n . Diese Rechtshilfe sollte aber ( schon 

angesichts der Strafdrohungen im Datenschutzrecht!) eine ein­

deutige gesetzliche Grundlage haben. Der Hauptverband ist gerne 

berei t, eine Bereinigung der Rechtslage zu unterstützen wld 

gegebeuen!ul.ls auch ZlU eutspreohenden Beratungeu teilzunehmen. 

Grundl.ago für eine rechtlich eimfandf'r�ie Verwaltunsshilfe durch 

SozialverBicherwlg.:st:-ägar an Verwaltungsstrat"behörden wäre 

unseres Er�chtens al.l.erdinga eine klare Bestimmung im Ver­

waltungsstratgesetze 

Zum ausgesandten Entwurf: 

- Gegen die Bestimmungen des aus3esandten Entwurfes be­

ateben . keine Bedenken; es ist allerdings zu bedenken, daß die 

1m' Entwurf &enannten Beträ,e rür Geldstrafen durQh die Geld­

wertentwicklung relativ rasch veralten könnten. Es wird vor­

geschlagent eine Rechtsgrundlage daf Ur zu schaften , dAß die 

Beträge der Geldstraten durch Verordnung von Zeit zu Zeit 

angepaßt werden könnell. 
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